
 

 

Einzelplan 07: Wirtschaftsministerium 

F ö r d e r u n g  d e r  A u ß e n w i r t s c h a f t  
( K a p i t e l  0 7 0 2 )  

Bereits vor der Einplanung von Mitteln muss die Not-
wendigkeit einer Förderung unter dem Gesichtspunkt 
der Subsidiarität gründlicher als bisher geprüft wer-
den. Bei fehlendem oder zu geringem Eigeninteresse 
der geförderten Marktteilnehmer sollte eine Förderung 
eingestellt werden. 

1  Ausgangslage 

Das Land fördert die Durchführung außenwirtschaftlicher Maßnahmen. Ziel der 
Fördermaßnahmen des Landes ist es, die außenwirtschaftlichen Beziehungen 
baden-württembergischer Unternehmen zu unterstützen. 

Im Mittelpunkt der Aktivitäten des Landes stehen Veranstaltungen zur Erschlie-
ßung ausländischer Märkte. Hierzu gehören die mit den Wirtschaftsorganisatio-
nen abgestimmten Beteiligungen an Auslandsmessen sowie technische Sympo-
sien und Kooperationsbörsen im Rahmen von Wirtschaftsdelegationsreisen. 

Der RH hat die Umsetzung solcher Fördermaßnahmen und deren Effektivität un-
ter Berücksichtigung der Beteiligung der Wirtschaft untersucht. 

 

2  Prüfungsergebnisse 

2.1  Projektstelle Umwelt 

2.1.1  Gründung der Projektstelle 

Der Landesverband der baden-württembergischen Industrie e. V. (LVI) hat im 
Jahr 1997 auf Initiative des WM die Trägerschaft für das Projekt Erschließung 
von Auslandsmärkten für Umwelttechnologien und -dienstleistungen (Exportof-
fensive Umwelt) übernommen. Er hat zur Umsetzung dieses Projekts die Pro-
jektstelle Umwelt (PU) gegründet und diese innerhalb seiner LVI-Beratungs- und 
Service-GmbH (LVI GmbH) angesiedelt. 

Die PU sollte die Erschließung von Auslandsmärkten für Umweltschutztechnolo-
gien aus Baden-Württemberg unterstützen. Damit verbunden waren das Ange-
bot der integrierten Beratungshilfe an die chinesischen Partnerprovinzen Jiang-
su und Liaoning sowie der Einsatz von Umweltexperten in ausgewählten Län-
dern. In der Projektkonzeption des LVI vom 20.12.1996 wurde die Laufzeit des 
Projekts vorläufig auf zwei Jahre mit der Option einer Verlängerung begrenzt. 
Mit Bewilligungsbescheiden vom 18.05.1999 (Projektphase II), 03.05.2001 (Pro-
jektphase III) und vom 28.01.2004 (Projektphase IV) wurde die Projektlaufzeit 
jeweils verlängert. 

Neben den Fördermitteln für die PU als solche erhielt sie auch Mittel für außen-
wirtschaftliche Maßnahmen sowie für die Einzelprojekte  

- Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwischen Umwelttechnologie-
Unternehmen aus Baden-Württemberg mit unterstützendem Umweltexper-
teneinsatz (ARGE-Umweltexperte) und 
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- Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwischen Umwelttechnologie-
Unternehmen aus Baden-Württemberg (Projektmoderator). 

Mit der Durchführung dieser Projekte beauftragte die PU die Gesellschaft für in-
ternationale wirtschaftliche und wissenschaftliche Zusammenarbeit mbH (BWI). 

Insgesamt bewilligte das WM dafür Zuschüsse in Höhe von 4,657 Mio. € (s. 
Übersicht 1). 

 

Übersicht 1  

Förderung der Projektphasen I - III (in €) 

 Projektphase I Projektphase II Projektphase III Summe 

Projektstelle Umwelt 792.387  991.928  653.093 2.437.408 

Förderung außenwirt-
schaftlicher Maßnahmen -  777.355  1.354.423 2.131.778 

Projektmoderator - -  46.864 46.864 

ARGE-Umweltexperte - -  40.446 40.446 

Summe 792.387  1.769.283  2.094.826 4.656.496 

 

2.1.2  Finanzierung der Projektstelle Umwelt 

Bei der Finanzierung der PU gingen der Landesverband und das WM von einer 
Beteiligung der Wirtschaft aus mit dem mittelfristigen Ziel, die anteilige Förde-
rung des Landes zulasten einer stärkeren finanziellen Beteiligung der Wirtschaft 
sukzessive zurückzufahren. 

Das WM hat dazu selbst festgestellt, dass dieses Ziel auch nach fünf Jahren der 
PU-Förderung noch nicht erreicht sei. Entgegen der Zielsetzung betrug die För-
derung des WM auch in der Projektphase III im Durchschnitt immerhin noch 
76 %, wobei die Beteiligungsquote der Wirtschaft von 24 % im Jahr 2003 vier 
Prozentpunkte geringer war als im Jahr 2001, obwohl eine höhere finanzielle 
Beteiligung gefordert war. 

Aufgrund von Finanzierungsproblemen der Projektphase III beantragte die PU 
die Bewilligung weiterer Mittel in Höhe von 54.184 €. Dies wurde u. a. damit be-
gründet, dass im Jahr 2002 ein Fehlbetrag in Höhe von 17.000 € entstanden sei, 
weil die beabsichtigte Erhebung eines jährlichen Mitgliedsbeitrags von 170 € 
nicht umgesetzt werden konnte. Für das Jahr 2003 hat die PU zwar den jährli-
chen Mitgliedsbeitrag in Höhe von 170 € zuzüglich Mehrwertsteuer erhoben, al-
lerdings mit dem Ergebnis, dass im März 2003 die Anzahl der Mitglieder von 
bisher 250 auf 86 Unternehmen, also um 65 %, zurückging. Dadurch konnten 
die geplanten Einnahmen vonseiten der Wirtschaft nicht realisiert werden. Es 
entstand ein weiterer Fehlbetrag in Höhe von 8.500 €. 

Mit Bewilligungsbescheid vom 05.08.2003 wurden zur Deckung des Gesamt-
fehlbetrags in Höhe von rd. 54.000 € nachträglich Fördermittel in Höhe von 
50.000 € bereitgestellt. 

Übersicht 2 zeigt für die Projektphase III, wie sich die relative Förderung je Un-
ternehmen erhöht hat, nachdem der Versuch gescheitert war, die Unternehmen 
stärker zu beteiligen. 
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Übersicht 2 

Förderung der Projektphase III 

Projektphase III 
(01.04.2001 bis 31.12.2003) 

 

April bis Dezember 2001 2002 2003 

Fördermittel des Wirtschafts-
ministeriums 217.734 € 232.516 € 202.843 € 

Mitglieder der Projektstelle 
Umwelt (Jahresdurchschnitt) 250 250 86 

Jährlicher Mitgliedsbeitrag 0 € 0 € 170 € 

Fiktiver Förderbetrag je Mit-
glied der Projektstelle Umwelt 871 € 930 € 2.359 € 

 

2.1.3  Bildung von Arbeitsgemeinschaften 

Der PU wurden im Jahre 2002 für die Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwi-
schen Umwelttechnologie-Unternehmen des Landes (Projektmoderator) im 
Rahmen der Projektförderung als Vollfinanzierung eine Zuwendung in Höhe von 
47.560 € bewilligt. Die Gesamtkosten des Projekts betrugen 46.864 €. 

Ziel des geförderten Projekts war die Heranführung von baden-
württembergischen Umweltfirmen an Umweltprojekte im Ausland. Da dieses, 
insbesondere wegen der Struktur der Umweltbranche mit vielen kleinen und mit-
telständischen Anbietern von Umwelttechnologien und -dienstleistungen, als 
äußerst schwierig angesehen wurde, sollten die mittelständischen Unternehmen 
leistungsfähige Arbeitsgemeinschaften bilden. Da Versuche der Wirtschaft, die 
Initiative zur Bildung von Arbeitsgemeinschaften der Unternehmen selbst zu or-
ganisieren, scheiterten, wurde im Rahmen des Förderprojekts ein erfahrener 
und neutraler Projektmoderator beauftragt, entsprechende Vorleistungen zu 
erbringen. 

Die Erfahrungen, die der Projektmoderator bei der Durchführung des Projekts 
machte, hat er in einem Bericht zusammengefasst. Der Bericht enthält auf-
schlussreiche Anmerkungen, wie die nachstehenden Auszüge belegen: 

„… Bereits die Übernahme von kleineren Kostenpaketen, wie z. B. die Vorberei-
tung der Präsentationen usw., die nur über eine zentrale Stelle sinnvoll ist, wur-
de nicht von allen Unternehmen vorbehaltlos mitgetragen. Durch die schweren 
wirtschaftlichen Randbedingungen sind die finanziellen Polster der beteiligten 
Unternehmen zwar generell sehr dünn, andererseits muss für ein Engagement 
in neuen Märkten die Bereitschaft zur Übernahme von Anlaufkosten gegeben 
sein. … 

… Im Laufe des Projekts wurde von den Beteiligten immer wieder die Frage 
nach weiteren staatlichen Förderungen laut. Trotz der Hinweise, dass das WM 
und der LVI bereits in beträchtlichem Ausmaß in Vorleistung gegangen sind mit 
den bisherigen Projektvorbereitungen, hielt sich die Erwartungshaltung bei eini-
gen Unternehmen hartnäckig. … 

… Aufgrund dieser Randbedingungen erscheint es angebracht, den weiteren 
Fortgang des Projekts abzuwarten, bevor mit weiteren vergleichbaren Aktionen 
andere Projekte angegangen werden. Es hat sich gezeigt, dass die ARGE-
Bildung ein sehr schwieriger Prozess ist, obwohl bereits von Anfang an großes 
Interesse seitens der beteiligten Firmen bestand. Ohne eine Moderation des ge-
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samten Vorgangs und insbesondere ohne die tatkräftige personelle und finan-
zielle Unterstützung durch den LVI und das WM wäre dieses Projekt nicht mög-
lich gewesen. ...“ 

2.1.4  Mitnahmeeffekte 

Die beiden Förderbeispiele lassen erkennen, dass die Zielgruppen die Förder-
maßnahmen nicht als Hilfe zur Selbsthilfe sehen und entsprechende Aktivitäten 
vermissen lassen. Vielmehr scheinen Mitnahmeeffekte im Vordergrund zu ste-
hen. 

So konnte die PU (s. Pkt. 2.1.2) ihren Finanzierungsplan für die Projektphase III 
nicht einhalten, da die eingeplanten Mitgliedsbeiträge im Jahr 2002 nicht erho-
ben wurden und die Einführung der Mitgliedsbeiträge im Jahr 2003 zu einem ra-
piden Mitgliederschwund führte. Folge war, dass zur Finanzierung der Projekt-
stelle weitere Zuwendungen beim WM beantragt und auch bewilligt wurden. Das 
WM hat zwar eine höhere Eigenbeteiligung der Wirtschaft eingefordert, dieses 
Ziel aber verfehlt. 

Bei dieser Sachlage hätte nach Auffassung des RH geprüft werden müssen, in-
wieweit unter Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips (§ 23 LHO) eine Wei-
terförderung der Maßnahme überhaupt noch zu rechtfertigen war bzw. ob nicht 
zumindest die Förderquote hätte reduziert werden müssen. 

Auch bei der Fördermaßnahme Projektmoderator wurde das Subsidiaritätsprin-
zip nicht beachtet, sondern das Projekt wurde mit Fördermitteln voll finanziert. 
Ähnlich bemerkenswert wie beim Projekt Umweltexperte sind die Feststellungen 
im Erfahrungsbericht zu der Maßnahme Projektmoderator. Danach trugen Un-
ternehmen bereits die Übernahme von kleinen Kostenpaketen nicht vorbehaltlos 
mit, sondern forderten weitere staatliche Förderung ein. Offensichtlich waren die 
Unternehmen von der Bedeutung des Projekts wenig überzeugt und haben das 
für sie kostenlose Angebot nur mitgenommen. Für den RH drängt sich daher der 
Eindruck auf, dass die Projektvorbereitung und die Abschätzung der Interes-
senslage nicht ausreichend waren. Bei einer lediglich anteiligen Förderung des 
Projekts durch das WM hätte sich sehr rasch das Desinteresse der Unterneh-
men gezeigt, sodass die Fördermittel nicht - wie zu befürchten - wirkungslos ver-
puffen. 

2.1.5  Abwicklung außenwirtschaftlicher Maßnahmen 

Der LVI beauftragte in den Jahren 2001 bis 2003 jeweils die BWI mit der Ab-
wicklung der außenwirtschaftlichen Maßnahmen. Die dafür entstandenen Auf-
wendungen wurden gegenüber dem WM nachgewiesen. Zusätzlich wurden vom 
LVI für Verwaltungs- und Betreuungsaufwand weitere 101.650 € geltend ge-
macht. 

Im Kostennachweis zur Verwendung der Zuwendungen an den LVI zur Finan-
zierung der Projektstelle wurde bereits ein Pauschalbetrag für Verwaltungs- und 
Betreuungsaufwand der LVI GmbH in unterschiedlicher Höhe gegenüber dem 
WM angegeben. In den Jahren 2001 bis 2003 ergab sich ein Betrag von 
68.000 €. 

Der Verwaltungs- und Betreuungsaufwand der LVI GmbH beinhaltete im We-
sentlichen den Betreuungsaufwand der Geschäftsführung und des Vorstands, 
die Zuarbeiten aus den Referaten, die projektbezogene Buchhaltung, die Steu-
erberatungskosten und den projektbezogenen Bilanzierungsanteil mit Haftungs-
absicherung für das PU-Projekt, der offensichtlich auch Grundlage für die Be-
rechnung des Verwaltungs- und Betreuungsaufwands für die außenwirtschaftli-
chen Maßnahmen war.  
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Ab dem Jahr 2004 wurde der Zahlungsweg umgestellt. Die Fördermittel, die bis-
her der PU gewährt wurden, werden seit 2004 an die BWI ausgezahlt. Aufgrund 
einer Kooperationsvereinbarung übernimmt die BWI als Veranstalter die Durch-
führung der außenwirtschaftlichen Maßnahmen für den Sektor Umwelttechnolo-
gie. Die Branchenzuständigkeit für die Entwicklung des Sektors Umwelttechno-
logie in Baden-Württemberg verbleibt bei der LVI GmbH/PU. In der Vereinba-
rung wurde zudem festgelegt, dass die BWI der PU die entstandenen Aufwen-
dungen für PU-Leistungen im Zusammenhang mit der Durchführung der Maß-
nahmen (keine Honorarkosten für PU-Personal) erstattet. Dies bedeutet, dass 
die PU ihren Aufwand (Verwaltungs- und Betreuungsaufwand LVI GmbH) nicht 
mehr wie früher gegenüber dem WM geltend macht, sondern nun gegenüber 
der BWI abrechnet. 

Nach Auffassung des RH hätten in den Jahren 2001 bis 2003 zumindest Teile 
der dargestellten Kosten nicht in die Abrechnung mit einbezogen werden dürfen, 
um eine Doppelförderung zu vermeiden. Unabhängig von der Problematik einer 
Doppelförderung, stellt sich die Frage, inwieweit es vor der Kooperationsverein-
barung einer Umwegfinanzierung der außenwirtschaftlichen Maßnahme von WM 
über PU an die BWI bedurfte und welchen Sinn, trotz nunmehr unmittelbarer 
Zahlung der Fördermittel und Durchführung der Maßnahmen durch die BWI, die 
Einschaltung der LVI GmbH überhaupt noch haben soll. 

Für den RH erschließt sich die Notwendigkeit dieser Umwegfinanzierung nicht. 
Sie führt zu zusätzlichem Aufwand und verursacht zusätzliche Kosten. Die Ver-
fahrensweise entspricht nicht den Intentionen der Landesregierung und des 
Landtags, die Außenwirtschaft und das internationale Standortmarketing bei der 
BWI zu bündeln. 

2.2  Kontaktbüros der baden-württembergischen Wirtschaft 

2.2.1  Frühere Fördermaßnahmen 

Der Aufbau des Zentrums für Management und Marketing in St. Petersburg 
(ZMM) und des Mittelstandsförderungszentrums des Gebiets Sverdlovsk in Je-
katerinburg (MFZ) wurde bereits früher mit erheblichen Landesmitteln gefördert. 
So erhielt das ZMM im Zeitraum von 1988 bis 1997 Fördermittel in Höhe von 
2,5 Mio. €; das MFZ wurde im Zeitraum von 1993 bis 1999 mit rd. 5 Mio. € bis 
6 Mio. € gefördert. 

Der RH hatte über diese Fördermaßnahmen in seiner Denkschrift 1997, Beitrag 
Nr. 13, Notwendigkeit und Umfang der besonderen Fördermaßnahmen im Be-
reich der Außenwirtschaft, berichtet. 

In der Stellungnahme der Landesregierung vom 04.01.1999 zu diesem Beitrag 
wurde mitgeteilt, „dass es mit der vertraglich fixierten Kooperation zwischen 
ZMM und BWI sowie mit der demnächst erfolgenden Einrichtung eines Förder-
kreises ZMM der Wirtschaft mit der Trägerschaft des Bildungswerkes der Ba-
den-Württembergischen Wirtschaft e. V. gelungen sei, die Partnerschaft unserer 
Wirtschaft mit dem ZMM zu verselbstständigen.“ Diese Kooperation beinhaltete 
die Intensivierung (Unterstützung) bilateraler Kontakte der Unternehmen, der 
Stadt St. Petersburg und Baden-Württembergs. Eine entsprechende Vereinba-
rung wurde auch zwischen der BWI und dem MFZ geschlossen. Hinsichtlich der 
Gültigkeitsdauer der Vereinbarung zwischen BWI und MFZ wurde festgelegt, 
dass sich diese nach dem 31.12.1999 jeweils um ein Kalenderjahr verlängert, 
sofern sie nicht mit einer 6-monatigen Kündigungsfrist geändert oder beendet 
wird. 
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2.2.2  Einrichtung von Kontaktbüros 

Trotz dieser bestehenden Kooperation erteilte das WM mit Schreiben vom 
19.06.2001 der BWI den Auftrag, Kontaktbüros der baden-württembergischen 
Wirtschaft beim ZMM und MFZ einzurichten. 

Durch die Einrichtung des Kontaktbüros sollten die Chancen der Unternehmen 
des Landes erhöht werden, sich auf dem nach wie vor schwierigen russischen 
Markt zu etablieren und zu behaupten. Es wurde davon ausgegangen, dass die 
Unternehmen zur Ausweitung ihrer Auslandsaktivitäten in der Russischen För-
deration einen kompetenten Ansprechpartner und eine zuverlässige Einrichtung 
vor Ort benötigten. Die wesentlichen Aufgaben der Einrichtungen bestanden in 
unentgeltlichen Dienstleistungen, wie z. B. Bearbeiten von Anfragen, Anbah-
nung und Unterstützung von Unternehmenskontakten, Bereitstellung von Infor-
mationen bzw. entgeltlichen Dienstleistungen, wie die Organisation von Firmen-
besuchen, Vorbereitung von Kooperationsgesprächen oder die Erhebung und 
Bereitstellung von Marktanalysen und Recherchen. 

Die Förderung der Kontaktstellen war auf eine Gesamtlaufzeit von zwei Jahren 
ausgelegt, die sich in zwei Förderphasen von 6 bzw. 18 Monaten aufteilte. Zur 
Finanzierung der Maßnahme wurden der BWI rd. 153.000 € ausgezahlt. 

In der Anlaufphase übernahm das WM einen pauschalierten Finanzierungsan-
teil, der sich an den Einrichtungs- und Anlaufkosten orientierte und ebenfalls den 
Aufwand (Personal- und Bürokosten) umfasste, der für kostenfreie Leistungen 
an baden-württembergische Unternehmen anfiel. Nach Ablauf der Projektzeit 
war eine völlige Kostendeckung durch entgeltpflichtige Dienstleistungen beab-
sichtigt. Innerhalb von 21 Monaten wurden insgesamt 244 unentgeltliche Dienst-
leistungen erbracht, und zwar beim Kontaktbüro im MFZ 114 Anfragen und beim 
ZMM 130 Anfragen. 

Das WM hielt es aufgrund des Interesses und der Inanspruchnahme des Ange-
bots der Kontaktbüros für sinnvoll und angebracht, nur beim ZMM eine Anlauf-
stelle für die Unternehmen beizubehalten. In einer gemeinsamen Erklärung vom 
27.11.2003 des WM, der BWI und des ZMM wurde auf der Grundlage der bishe-
rigen Vereinbarungen vom 21.05.1998 (Intensivierung - Unterstützung - bilatera-
le Kontakte der Unternehmen der Stadt Sankt Petersburg und Baden-
Württembergs) sowie der Vereinbarung vom 21.06.2001 (Kontaktbüros) gere-
gelt, die Zusammenarbeit auch in Zukunft fortzusetzen. 

In der gemeinsamen Erklärung sagte das WM zudem seine grundsätzliche Be-
reitschaft zu, unter der Voraussetzung, dass Haushaltsmittel zur Verfügung ste-
hen, die Tätigkeit des Kontaktbüros in Zusammenarbeit mit der BWI auch in Zu-
kunft zu unterstützen. Auf der Grundlage dieser Erklärung hat das WM die BWI 
beauftragt, mehrere Einzelmaßnahmen in Zusammenarbeit mit dem ZMM 
durchzuführen. Die Aufträge vom 13.05.2004 und 18.05.2004 hatten ein Volu-
men von 51.393 €. 

Der RH hält auch die Förderung der Einrichtung von Kontaktbüros der baden-
württembergischen Wirtschaft beim ZMM und MFZ für problematisch, zumal 
beide Einrichtungen bereits früher mit umfangreichen Fördermitteln des Landes 
eingerichtet wurden. Die Förderung der Kontaktbüros sollte vereinbarungsge-
mäß zum 30.06.2003 enden. Über diesen Zeitpunkt hinaus wurde jedoch in ei-
ner gemeinsamen Erklärung vom 27.11.2003 die grundsätzliche Bereitschaft 
des WM erklärt, die Tätigkeit des Kontaktbüros (ZMM) in Zusammenarbeit mit 
der BWI bei bestimmten Maßnahmen - ohne die Fixierung einer zeitlichen Be-
grenzung - weiterhin zu unterstützen. 
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Unabhängig von der Beurteilung der Förderung nach dem Grundsatz der Subsi-
diarität ist dabei insbesondere zu berücksichtigen, dass die Landesregierung in 
ihrer Stellungnahme vom 04.01.1999 zu dem genannten Denkschriftbeitrag an 
den Landtag u. a. mitteilte, dass es „gelungen sei, die Partnerschaft unserer 
Wirtschaft mit dem ZMM zu verselbstständigen.“ Diese Äußerung der Landesre-
gierung steht nach Auffassung des RH in deutlichem Widerspruch zu den neuer-
lichen Fördermaßnahmen. Auch die Zusage des WM in der gemeinsamen Erklä-
rung, über den fixierten Zeitraum von zwei Jahren hinaus Tätigkeiten des Kon-
taktbüros weiterhin finanziell zu unterstützen, widerspricht seiner Absichtserklä-
rung, die Förderung auf zwei Jahre zu beschränken; danach sollten sich die Bü-
ros durch entgeltliche Dienstleistungen selbst tragen. 

Auch bei diesem Förderprojekt ist es bisher nicht gelungen, den Übergang von 
der Staatsfinanzierung zur Eigenfinanzierung durch die begünstigten Unterneh-
men zu schaffen. Nach Ansicht des RH ist es ordnungspolitisch und fiskalisch 
verfehlt, solche Projekte weiterzufördern, wenn nach angemessener Zeit kein 
genügendes Eigeninteresse der Wirtschaft festzustellen ist. Die Förderungen 
haben dann ihr Ziel verfehlt. 

 

3  Empfehlungen 

Der RH verkennt nicht die Bedeutung der Unterstützung des Standortmarketings 
und der Auslandsmarkterschließung durch das WM. Er hält es aber angesichts 
der finanziellen Situation des Landes für zwingend, die vorhandenen Ressour-
cen zielgerichtet und unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit einzusetzen. Der RH bemängelt, dass in den dargestellten För-
dermaßnahmen diese Grundsätze nicht im erforderlichen Maße berücksichtigt 
wurden. Zudem fehlen klar definierte zeitliche und inhaltliche Ziele sowie Ver-
einbarungen über eine degressive Förderung. 

Die Fördermaßnahmen zeigen erneut die Problematik der staatlichen Subventi-
onen der Wirtschaft, wie sie der RH bereits in seiner Beratenden Äußerung Kos-
tenorientierte Optimierung der Wirtschaftsförderung in Baden-Württemberg 
(Drs. 13/3641 vom 01.10.2004) aufgezeigt hat. Es ist erneut erkennbar, dass es 
unabdingbar ist, bereits im Vorfeld der Einplanung von Fördermitteln eingehend 
die Notwendigkeit unter den Aspekten des Subsidiaritätsprinzips und der Wir-
kung auf die Marktwirtschaft zu prüfen. 

Der RH hält es für erforderlich, 

- vor Auflegung von Förderprogrammen oder der Förderung von Projekten kri-
tisch ihre zwingende Notwendigkeit zu prüfen und dabei insbesondere das 
Subsidiaritätsprinzip sowie die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit zu beachten, 

- eindeutige, messbare und zeitlich abgegrenzte Ziele zu definieren und eine 
degressive Förderung festzuschreiben, 

- die Förderung dann einzustellen, wenn die Ziele nicht erreicht werden oder 
der Zuwendungsempfänger seine Finanzierungsbeteiligung nicht erfüllt. 

 

4  Stellungnahme des Ministeriums 

Das WM stimmte dem RH darin zu, dass die Eigenbeteiligung der Wirtschaft, 
und insbesondere der Unternehmen, an den Kosten der PU und der durchge-
führten Maßnahmen nicht in dem ursprünglich erwarteten Umfang erreicht wer-
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den konnte. Dies liege überwiegend an dem schwierigen Umfeld des Exports 
von Umwelttechnik und in der Struktur der beteiligten Unternehmen. Das WM 
habe die Förderung in Höhe von 203.000 € im Jahr 2003 auf 163.000 € im Jahr 
2004 reduziert; dadurch habe sich der Gesamtbeitrag der Wirtschaft, insbeson-
dere des LVI, auf 30 % erhöht. Eine weitere Reduzierung oder ein Abbruch der 
Förderung hätte die erfolgreiche Arbeit der PU auf einen Schlag beendet und die 
weitere Unterstützung der Markterschließung im Ausland nur noch im Rahmen 
des für alle Unternehmen geltenden Instrumentariums der BWI möglich ge-
macht. Das WM wolle die Förderung für das Jahr 2005 aufrecht erhalten und sie 
wegen der weiteren Haushaltsrestriktionen ab dem Jahr 2006 erheblich zurück-
fahren. Darüber hinaus wolle es die Arbeit der PU und des LVI in diesem Be-
reich auf eine andere organisatorische Grundlage stellen. In Anbetracht der 
Haushaltslage werde es zudem prüfen, inwieweit die Aufgaben und Dienstleis-
tungen der PU ab 2007 vom LVI bzw. der LVI GmbH selbst und - vor allem im 
Bereich der operativen Markterschließung - vollständig von der BWI durchge-
führt werden können, sodass die Förderung der PU bzw. der LVI GmbH sukzes-
sive verringert werden könnte. 

Zu den einzelnen kritisch bewerteten Projektfördermaßnahmen bemerkt das 
WM: 

- Die Förderung der Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwischen Umwelttech-
nologie-Unternehmen sei vor dem Hintergrund zu sehen, dass die Gewinnung 
von Umwelt-Projekten im Ausland für die kleinen und die mittelständischen 
Unternehmen ein nahezu unlösbares Problem darstelle, wenn sie nicht stär-
ker untereinander kooperieren und ihre Angebote gemeinsam als Gesamtan-
gebot präsentieren könnten. Immerhin hätten als Ergebnis dieser Bemühun-
gen zwei Präsentationen in China im Dezember 2003 und im Oktober 2004 
zur Gewinnung von Kläranlage-Projekten stattgefunden, für die die beteiligten 
Unternehmen erhebliche Beteiligungsbeiträge geleistet hätten. Die vom RH 
zitierten Äußerungen des Projektmoderators bestätigten die Schwierigkeiten 
dieses Prozesses und würden die Förderung rechtfertigen. 

- Die Auffassung, bei der Förderung der Durchführung von Markterschlie-
ßungsmaßnahmen im Ausland auf dem Gebiet der Umwelttechnik läge eine 
„Umwegfinanzierung“ und eine „Doppelförderung“ der PU vor, treffe nicht zu, 
vielmehr hätten die konzeptionelle Entwicklung, konkrete Ausgestaltung, Ak-
quisition und Nachbearbeitung für durchschnittlich 4 - 5 jährlich durchzufüh-
rende Markterschließungsmaßnahmen nicht im Rahmen des vom WM geför-
derten Zeit-Budgets der PU geleistet werden können. Der Verwaltungs- und 
Betreuungsaufwand sei zusätzlich entstanden und hätte gesondert den ent-
sprechenden Zuschussanträgen zugrunde gelegt werden müssen. 

- ZMM und MFZ seien von Anfang an auch als Anlaufstellen für baden-
württembergische Unternehmen konzipiert und hätten ihre Dienstleistungen 
bis zum Jahr 1999 unentgeltlich erbracht. Um ZMM und MFZ nachhaltig als 
Anlaufstelle für baden-württembergische Unternehmen zu sichern, den Ein-
richtungen den Charakter einer offiziellen Anlaufstelle zu geben und damit ei-
nen Nachhaltigkeitseffekt der für den Aufbau eingesetzten Mittel zu erzielen, 
habe das WM innerhalb des ZMM und des MFZ „Kontaktbüros der baden-
württembergischen Wirtschaft“ eingerichtet. Sie sollten sich nach einer An-
laufphase selbst finanzieren. Als nach dieser Phase keine ausreichende 
Nachfrage für kostenpflichtige Dienstleistungen bestand, wurde im Juni 2003 
die Finanzierung von Sach- und Personalkosten der Kontaktbüros eingestellt. 
Im Hinblick auf die wachsende Bedeutung der Russischen Föderation als 
Handelspartner Baden-Württembergs sollte eine Anlaufstelle für baden-
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württembergische Unternehmen und für Regierungskontakte - auch ohne un-
mittelbare Beteiligung an den Bürokosten - aufrechterhalten werden, die beim 
ZMM eingerichtet wurde. Dabei handle es sich nicht um eine Fördermaßnah-
me, sondern um ein Auftragsverhältnis, bei dem das ZMM für das Land Ba-
den-Württemberg gegen Entgelt Dienstleistungen erbringe. Alle einzelbetrieb-
lichen Maßnahmen des ZMM für baden-württembergische Unternehmen soll-
ten nur noch gegen kostendeckendes Entgelt erfolgen. 

Abschließend führte das WM aus, dass es die Feststellungen des RH zum An-
lass nehmen werde, bei künftigen Förderprogrammen oder Fördermaßnahmen 
im Bereich der Außenwirtschaft die Notwendigkeit, die Ziele und die Messgrö-
ßen zur Zielerreichung noch eindeutiger und klarer zu formulieren als bisher und 
deren Einhaltung zeitnah zu kontrollieren. 

 

5  Schlussbemerkung 

Der RH hält an seiner Forderung fest, eine Förderung dann einzustellen, wenn 
die Ziele nicht erreicht werden oder die Eigenbeteiligung eines Zuwendungs-
empfängers nicht erbracht wird. Trotz der Schwierigkeiten in der Struktur der 
Produkte und der Unternehmen im Bereich der Umwelttechnik hält der RH eine 
Beteiligung der Wirtschaft an der PU in Höhe von 30 % nach einer achtjährigen 
Förderdauer (1997 bis 2004) nicht für ausreichend. Der RH begrüßt zwar die 
Absicht des WM, durch sukzessiven Abbau der Fördermittel eine höhere Eigen-
beteiligung zu erreichen, er erkennt aber nicht, was zu der Hoffnung Anlass gibt, 
dass nach einer weiteren Förderphase die PU allein durch die Wirtschaft finan-
ziert würde. Die Förderung sollte eingestellt werden. 

Die Ausführungen des WM zur Doppelförderung überzeugen nicht. Die geson-
dert abgerechneten administrativen Kosten für die Abwicklung außenwirtschaft-
licher Maßnahmen gehören nach Auffassung des RH zum ohnehin geförderten 
Dienstleistungsangebot der PU. Das ergibt sich aus den Bewilligungsbeschei-
den. 

Der RH verkennt auch nicht die Notwendigkeit von Anlaufstellen für die baden-
württembergische Wirtschaft. Es ist jedoch nicht nachvollziehbar, weshalb für 
eine Maßnahme, für die früher umfangreiche Fördermittel aufgewendet wurden 
und bei der nach der Stellungnahme der Landesregierung an den Landtag (s. 
Pkt. 2.2.1), das Förderziel, einer Verselbstständigung und damit die finanzielle 
Unabhängigkeit von Fördermitteln bereits eingetreten sein soll, in neuem Ge-
wand nochmals Landesmittel eingesetzt werden. 


